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Sachgebiet 212 


Antrag 

der Abgeordneten Picard, Dr. Martin, Dr. Jungmann, 
Dr. Götz, Burger, Prinz zu Sayn- Wittgenstein-Hohen- 
stein, von Thadden, Köster und der Fraktion der 

CDU/CSU 


betr. Situation der Psychiatrie in der Bundesrepublik 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, eine umfassende Unter- 
suchung über die psychiatrisch-psychohygienische Versorgung 
der Bevölkerung durchzuführen oder durchführen zu lassen und 
dem Bundestag bis zum 31. März 1971 einen Bericht hierüber 
vorzulegen. In dem Bericht soll neben der Analyse der der- 
zeitigen Lage zugleich festgestellt werden, welche Maßnahmen 
notwendig sind, damit die psychiatrisch-psychohygienische Ver- 
sorgung der Bevölkerung den heute geltenden wissenschaft- 
lichen Erkenntnissen auf dem Gebiet gerecht wird. 

Die Untersuchung soll sich insbesondere auf folgende Bereiche 
erstrecken: 

1. Stationäre Dienste für psychisch Kranke 

a) öffentliche, konfessionelle oder sonstige freigemein- 
nützige psychiatrische Krankenhäuser 

b) Psychiatrische Universitätskliniken 

c) Selbständige stationäre Sondereinrichtungen 

d) Jugend- und kinderpsychiatrische Kliniken 

e) Psychiatrische und jugendpsychiatrische Abteilungen an 
Allgemeinkrankenhäusern oder Kliniken 

2. Nichtstationäre offene Dienste für psychisch Kranke 

a) Außenfürsorgedienste der psychiatrischen Kranken- 
häuser 

b) Beratungsdienste und gutachterliche Tätigkeit der 
Gesundheitsämter 

c) Psychiatrische Dienste in größeren Städten 
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d) Kommunale Familienfürsorge und Fürsorgedienste der 
freien Wohlfahrtsverbände 

e) Sozialdienste für Suchtkranke 

f) Ehe-, Erziehungs- und Lebensberatung 

g) Telefonseelsorge 

h) Psychohygienische Studentenberatung 

i) Sonstige psychohygienische Einrichtungen 

j) Beschützende Werkstätten, soweit sie psychisch Kranke 
aufnehmen 

k) Halbstationäre Einrichtungen außerhalb der Kranken- 
häuser wie Klubs, Tagesstätten usw. 

3. Freipraktizierende Nervenärzte 

4. Problembereiche 

a) Psychisch Alterskranke 

b) Psychisch kranke Rechtsbrecher 

c) Oligophrene 

5. Felduntersuchung 

Darüber hinaus wird die Bundesregierung ersucht, umgehend 
im Benehmen mit den Ländern und sonstigen Trägern psychia- 
trischer Einrichtungen allgemein für notwendig erachtete Maß- 
nahmen zur Verbesserung der psychiatrischen Versorgung ein- 
zuleiten, oder, soweit geschehen, mit allem Nachdruck zu 
fördern. Dies sind insbesondere Maßnahmen 

zur Verbesserung der Personalsituation, 

zur strukturellen Änderung der psychiatrischen 
Landeskrankenhäuser, 

zur Gründung und Förderung weiterer Einrichtungen der 
Sozialtherapie und Rehabilitation, wie sie in Modell- 
form - z. B. in Mannheim, Hannover, Frankfurt - 
bestehen und sich bewährt haben. Hierüber ist dem 
Bundestag bis zum 31. Dezember 1970 zu berichten. 

Langfristige Planungen, wie sie zur durchgreifenden Besserung 
notwendig sind, können nur formuliert werden, wenn die be- 
stehenden Verhältnisse durchsichtig gemacht worden sind. Das 
ist das Ziel der beantragten Enquete. Ohne dem Ergebnis der 
Enquete vorzugreifen, können unumstrittene und allenthalben 
für sinnvoll erachtete Sofortmaßnahmen in Angriff genommen 
werden, die insbesondere die außerordentlich angespannte 
Personallage und Struktur der psychiatrischen Krankenhäuser 
zu bessern geeignet sind. 
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In der heutigen Psychiatrie kommt der Rehabilitation eine zen- 
trale Bedeutung zu. Deshalb wird beantragt, Einrichtungen der 
Sozialtherapie und der Rehabilitation vermehrt zu schaffen und 
verstärkt zu fördern. 


Bonn, den 5. März 1970 


Picard 
Dr. Martin 
Dr. Jungmann 
Dr. Götz 
Burger 

Prinz zu Sayn- Wittgenstein- Hohenstein 
von Thadden 
Köster 

Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Seelische Erkrankungen sind die häufigste Krankheitsform in 
unserer Gesellschaft. Sie sind weder ein Makel noch ein will- 
kürliches und unabwendbares Schicksal, sondern Leiden, die 
unserer Sorge und Hilfe ebenso bedürfen wie körperliche 
Krankheiten. Schließlich sind seelische Leiden entgegen immer 
noch weit verbreiteter Auffassung nicht unheilbar, vielmehr 
können sie bei Anwendung moderner Behandlungsverfahren zu 
einem verhältnismäßig hohen Prozentsatz geheilt oder doch 
wesentlich gebessert werden. 

Obwohl diese modernen und erfolgreichen Behandlungs- 
methoden in der Bundesrepublik durchaus bekannt sind, 
konnten ihre Möglichkeiten bisher nur unzureichend ausge- 
schöpft werden. 

Angesichts der Tatsache, daß in unserer wie in jeder modernen 
Gesellschaft 10% bis 12% der Bevölkerung einer psychiatri- 
schen Versorgung in unterschiedlicher Form bedürfen - das sind 
6 bis 7 Millionen halten wir es für unerläßlich, daß sich 
Bundestag und Bundesregierung nachdrücklich mit den Proble- 
men der seelischen Erkrankungen befassen. 

Es geht nicht länger an, daß in den psychiatrischen Landes- 
krankenhäusern der Bundesrepublik ein Verhältnis Patient : 
Arzt = 300 : 1 besteht, während die Empfehlungen des Wissen- 
schaftsrates und der WHO ein solches von 30 : 1 verlangen-, 
daß die Bettenzahl 1,9 auf 1000 Einwohner sich seit Jahren nicht 
verbessert; daß Diskriminierung, unzureichende Besoldung und 
Mängel in der Ausbildung einen unerträglichen Mangel an ärzt- 
lichem und pflegerischem Personal verursacht haben, unter dem 
Heilende und zu Heilende in gleichem Maße leiden. 
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